





Nächste Innenministerkonferenz am 5. und 6. Dezember 2002








Leiter der diesjährigen Innenministerkonferenz, auch mit der Thematik der sog. Kampfhunde, also gefährlich aufgrund Rassezugehörigkeit ist:





Herr Dr. Kuno Böse


Senator des Inneren,


für Kultur und Sport


Contrescarpe 22 - 24





28203 Bremen





Telefax 0421/3612-10523





Achtung; Nicht zuviel versprechen. Auch diesem Senator müssen die grausamen Experimente des Tierschinders Kreiter bekannt sein. Also, was dem einen Tier angetan wird, wird auch dem anderen Tier angetan. Nicht zuviel erwarten von Vernunft und Verantwortung, trotzdem bitte aber versuchen.





Parallel oder statt dessen können entsprechende Briefe/Stellungnahmen zur sog. Kampfhundeproblematik und dem Widerlegen gefährlich aufgrund Rassezugehörigkeit mit den allen damit verbundenen Schikanen auch gesandt werden an:





Geschäftsstelle der Innenminsterkonferenz


im Bundesrat


Leipziger Straße 3 - 4


10117 Berlin


	Fax-Nr. 01888/9100158





Man versicherte mir am Telefon, dass diese entsprechend weitergeleitet und verteilt werden. Ich hatte bei der Frage, worum es denn geht, selbstverständlich gesagt, dass es sich um die sog. Kampfhundeproblematik handelt.





Also allen viel Kraft, Zeit und Ideen, um rechtzeitig dorthin zu schreiben, die tatsächlichen Sachverhalte darzulegen und recht viele dazu zu animieren. Gebt bitte nicht auf - trotz allen Leids und Elends.





Für die Tiere





Martina Gerlach





�



Kann als Aktionsbrief verwendet, also von anderen abgesandt werden.




















Herrn Dr. Kuno Böse


Senator des Inneren


und Leiter der IMK 2002


„Je mehr ich von den Vertretern des Volkes sehe, desto mehr bewundere ich meine Hunde.“


	Alphonse de Lamertine


Contrescarpe 22 - 24





28203 Bremen




















Es ist schon viel zu viel Blut geflossen!








Guten Tag, Herr Dr. Böse,





Sie sind der diesjährige Leiter der Innenministerkonferenz. Am 5. und 6. Dezember 2002 soll erneut die sog. Kampfhundeproblematik aufgegriffen und über das weitere Vorgehen entschieden werden.





Wir hoffen sehr, dass endlich nach allem nie wieder gut zu machenden Schaden in Folge vielfältiger und immer noch anhaltender politischer Fehlentscheidungen endlich auch bei diesen Politikern Verantwortung, Vernunft überwiegt und diese sich nicht länger gewollt dem Einfluss des Erfinders der Hunderassenlisten - zutreffender Ausrottungslisten - aussetzen. Die Rassenlisten können von keinem einzigen Experten im In- und Ausland bestätigt werden, denn Gefährlichkeit lässt sich nicht an ganzen Rassen festmachen. Wir können doch auch nicht einfach behaupten, alle Politiker sind kriminell. Das eine ist eine pauschale und nicht beweisebare Behauptung, das andere auch.





Die Hunderassenlisten sind frei erfunden von einem ehemaligen Polizeibeamten. Dieser war so „qualifiziert“, dass er sogar den Bandog listen wollte. Bandog ist die Bezeichnung für an Ketten geschundenen Hunden aller Rassen und Mischungen in GB.


Die Hunderassenlisten kann kein einziger wirklicher Experte im In- und Ausland bestätigen.


Der Begriff Kampfhund wurde vorsätzlich aus populistischen Gründen missbraucht. Dieser Missbrauch wurde gesetzlich von MP Stoiber legalisiert.


Es gibt keine gefährlich geborenen Hunde oder gefährliche Hunde aufgrund Rassegehörigkeit.


Zum Kampfhund wird man erst durch „Menschen“ gemacht. Ein Hund kann immer nur das wiedergeben, was Menschen ihm vorher beibrachten.


Sämtliche Beißvorfälle sind ausschließlich auf menschliches Fehlverhalten zurückzuführen - direktes und indirektes Fehlverhalten. Opfer sind Menschen und Tiere gleichermaßen. Täter sind Menschen.





Bitte beenden Sie umgehend die seit Juli 2000 schnelle und langsam praktizierte Ausrottung der immer unschuldigen Hunde! Sämtliche Gewalt geht einzig von Menschen aus, nicht von Tieren. 





Experten wie z.B. Frau Fleig, Herr Marciejewski, Frau Dr. Eichelberg oder auch Frau Dr. Stur stehen Ihnen zur Verfügung bzw. helfen gerne, um endlich vernünftige Lösungen für ein gemeinsames und ungefährliches Miteinander von Menschen und Tieren praktizieren zu können. Es liegt an den Menschen, nicht an den Tieren.





Ich bitte um Beachtung und Antwort.





�
Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 17. Juli 2002


Hauptstraße 87 a


69483 Wald-Michelbach	Kopie an:


	Bundesverband zum Schutz vor Rechtsmissbrauch


	Gesellschaft für Haustierforschung/Kynos-Verlag


	


Martina und Jürgen Gerlach   Hauptstraße 87 a   69483 Wald-Michelbach





Frau Heidemarie Lüth


„Tierschutz ist kein Anlaß zur Freude, sondern eine Aufforderung, sich zu schämen, daß wir ihn überhaupt brauchen.“ 


	Dr. A. Grasmüller


Vorsitzende des Petitionsausschusses des


Deutschen Bundestages


Platz der Republik 1





11011 Berlin




















Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001


Hier: Nächste IMK im Herbst 2002  und stures Festhalten an bisher durch keinen einzigen Experten bestätigten Rassenlisten und tierquälerischen Haltungsmaßnahmen, die die Tiere nachweisbar aggressiv machen und damit verbundene Verstöße gegen gültiges Gesetz sind








Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig, 





unsere Petition wurde im September 2001 eingereicht, vor der damaligen IMK mit der Thematik der sog. Kampfhunde. Die Politiker der damaligen IMK ließen sich vom Erfinder der Hunderassenlisten, von diesem zum Gefälligkeitsgutachter avancierten Breitsamer beraten. (Übrigens gibt es Gutachten von diesem, in denen er anderen Hunderassen, z.B. Dobermann, Schäferhund mehr Aggressivität als den willkürlich rassendiskriminierten ausländischen Hunderassen, denen pauschal Gefährlichkeit unterstellt wird, zuspricht.) Unterstützung, Beratung von wirklichen Experten, wie z.B. Frau Fleig ignorierte sowohl der damalige Leiter der IMK als auch die angesprochenen verantwortlichen Länderpolitiker damals und heute leider immer noch.





Man hält stur am Rassenwahn fest, obwohl man damit seit Juli 2000 nie wieder gut zu machendes Leid und Elend über Menschen und Tiere gleichermaßen gebracht hat. Beigefügte Veröffentlichung vom 14. Juli 2002, dieses Mal Rheinland-Pfalz betreffend, macht das sture Festhalten am Falschen ebenfalls deutlich. Auch Ministerpräsidenten Beck gingen vielfach aussagefähige Unterlagen zu. Außerdem wurde er persönlich von der Expertin Frau Fleig informiert, ignoriert dies offensichtlich. Auch er ist offensichtlich keinerlei Vernunft und damit auch wirklicher Verantwortung in Bezug auf die Problematik Mensch-Hund-Beziehung mehr zugänglich.





Unbelehrbar, unvernünftig, verantwortungslos und weitere Lügen gegenüber der Bevölkerung z.B. auch in Bezug auf die angebliche Sicherheit, die man nun noch ausweiten will. Nur, was will man ausweiten, wenn es gar nicht existiert?





Durch sämtliche Verordnungen und Ausrottungsgesetze wurde nirgendwo in Deutschland tatsächliche Sicherheit geschaffen. Die der Bevölkerung suggerierte und in den Medien immer wieder gepriesene angebliche „Sicherheit“ ist eine Scheinsicherheit, die niemanden schützt, weder Mensch noch Tier.





Inzwischen hagelt es an die Ministerpräsidenten von 14 Bundesländern immense Rücktrittsforderungen ihre Minister betreffend, die für diesen Hunde-Verordnungsskandal, die Kriminalisierung der verantwortungsvollen Hundehalter, das extreme Abzocken und aller anderer Schikanen, auch für das Töten unzähliger unschuldiger Tiere verantwortlich zeichnen. Dies sei nur als ein Beispiel genannt.
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Auch das beigefügte Beispiel von Hamburg „Hundeverdammung durch den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg“, sowie der Auszug aus der Pressemitteilung des Hamburger Tierschutzvereins vom 4.7.2002 sowie die erneut gestartete Medienhetze machen deutlich, dass man auf politischer Ebene von dem Irrsinn Rassenwahn gegen unschuldige Hunde, Umdenken und Umhandeln hin zu wirklicher Verantwortung und Sicherheit für Menschen und Tiere nicht bereit oder nicht fähig zu sein scheint.





Wir und viele andere werden sich erneut an den Leiter der kommenden IMK wenden und fordern, dass endlich wirkliche Experten zu Wort kommen bzw. deren Stellungnahmen berücksichtigt und nicht länger ignoriert werden. Wir werden zu verhindern versuchen, dass nicht wieder Rassenlistenerfinder bzw. Ausrottungspraktiker „Berater“ sind und mit deren Hilfe die bisherie Ausrottung fortgesetzt wird.





Frau Lüth, die nächste im Herbst geplante IMK zu dieser Thematik und dem offensichtlich geplanten Festhalten am Rassenwahn unserer Politiker sollte Anlass sein, dass der Petitionsausschuss eine Entscheidung noch vor der nächsten IMK trifft. Ihnen liegen aussagefähige Unterlagen in Fülle vor, die noch immens aufgestockt werden können. Es ist seit Juli 2000 viel zu viel Blut Unschuldiger geflossen. Dies muss endlich beendet werden. Außerdem hat die Bevölkerung einen Anspruch darauf, dass endlich Maßnahmen praktiziert werden, um eine echte Sicherheit - nicht eine Scheinsicherheit wie bisher - zu gewährleisten. Wirkliche Sicherheit hat aber absolut nichts damit zu tun, Rassen auszurotten oder Tiere zu quälen und vorsätzlich per Verordnung/Gesetz aggressiv zu machen. 





Wirklicher Menschenschutz beginnt beim Tierschutz, die Praxis bestätigt es immer wieder.





Dazu bitten wir Sie um Antwort.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen














Anlagen


„Alle Hunde an die Leine?“ - 14.7.2002


Hundeverdammung durch den Senat der Freien und Hansestadt Hamburg


Auszug Pressemitteilung des HTV vom 4.7.2002 - Auszug�
Martina und Jürgen Gerlach	Wald-Michelbach, 14. Juli 2002


Hauptstraße 87 a


69483 Wald-Michelbach	Kopie an:


	Bundesverband zum Schutz vor Rechtsmissbrauch


	Gesellschaft für Haustierforschung/Kynos-Verlag


	





Per Telefax an 030/227-76 657 


Frau Heidemarie Lüth


„Tierschutz ist kein Anlaß zur Freude, sondern eine Aufforderung, sich zu schämen, daß wir ihn überhaupt brauchen.“ 


	Dr. A. Grasmüller


Vorsitzende des Petitionsausschusses des


Deutschen Bundestages


Platz der Republik 1





11011 Berlin




















Pet 1-14-06-2192-039677 (vorher 4-14-10-787-039677) - Petition vom 10.9.2001








Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig,





aus dem Tierheim Unna wurden vier der willkürlich rassendiskriminierten Tiere regelrecht verschleppt. Angeblich wollte die königliche Familie von Saudi-Arabien diese Hunde für sich. Tierschützer vermuten, da die Tiere nicht kastriert werden durften, dass sie dort für Zucht und die Nachkommen für Hundekämpfe missbraucht werden. Ursprünglich sollten die Tiere am Donnerstag auf den Flughafen gebracht werden. Sie wurden bereits vorher in einer regelrechten „Nacht- und Nebelaktion“ verschleppt, damit keine rechtliche Handhabe mehr möglich war, um diesen Deal zu stoppen. Bei diesem Hunde-Deal hängen offenbar nicht nur die Tierheimbetreiber (nicht jedes Tierheim verdient die Bezeichnung „Tierheim“), sondern wieder auch Behörden und Politiker mit drin. - Schlimm. - Dies ist der zwangsläufige Schluss nach den uns zugegangen Informationen. - Die hilflos ausgelieferten Tiere werden auch dies mit furchtbarer Qual büßen müssen.





Weiterhin zwei Beispiele von geretteten rassendiskriminierten Hunden. Wenigstens zwei Lebewesen gerettet.





Weiterhin ein Beispiel, bei denen der Hund - hier „Spike“ nicht so viel Glück hatte und den Irrsinn der Menschen mit seinem Leben büßen musste, weil Menschen dies so wollen.





Weiterhin eine Frage zur sog. Kampfhundesteuer, die weder erhöht noch generell eine Berechtigung hat. Bequemes Kassenfüllen dank der Politiker.





Durch das Urteil des Bundesverwaltungsgericht wird deutlich, dass 14 Bundesländer Verordnungen erlassen haben, ohne dass sie dazu ermächtigt waren. In 14 Bundesländern haben also die Politiker rechtswidrig gehandelt, haben sich des Rechtsbruchs schuldig gemacht. Das heißt auch, dass alle Widersprüche und Klagen gegen diese Verordnungen rechtens sind, alle Gebühren, die durch die rechtswidrigen Verordnungen zustande kamen, rechtswidrig erhoben wurden. Hoffentlich wird entsprechender Schadenersatz an die vielen tausend betroffenen Hundehalter geleistet. - Dies ist das Mindeste. Die Qual, das Leid, der Tod der willkürlich gemordeten Tiere lässt sich nie wieder gutmachen, auch nicht das Leid in unzähligen Familien und der unzähligen Kinder.
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Sehr geehrte Frau Lüth, sehr geehrter Herr Dierig, viele tausende betroffene verantwortungsvolle Menschen hoffen sehr, dass die deutschen Politiker jetzt endlich den von ihnen praktizierten Rassismus beenden und die damit verbundenen Schikanen und Gemeinheiten gegen die eigene Bevölkerung. Wir hoffen auch, dass das Quälen und Morden der willkürlich rassendiskriminierten Hunde umgehend und unwiderruflich beendet wird und endlich Voraussetzungen geschaffen werden, damit für die vollkommen zu Unrecht enteigneten und inhaftierten Tiere in den Tierheimen neue Vermittlungschancen geschaffen werden, damit diese endlich ein Leben bei verantwortungsvollen Menschen leben können.





In diesem Sinne hoffen wir, dass durch den Petitionsausschuss baldigst eine Entscheidung gefällt wird.





Im Auftrag aller Schutzbedürftigen.














Anlagen w.o.e.


�
Martina Gerlach	Wald-Michelbach, 8. Juli 2002


Hauptstraße 87 a	Telefax 06207/920427


69483 Wald-Michelbach	











Martina Gerlach   Hauptstraße 87 a   69483 Wald-Michelbach





DiesbachMedien GmbH


Herrn Hildenbeutel und Herrn Müller


Friedrichstraße 24





69469 Weinheim














Sehr geehrter Herr Hildenbeutel,


sehr geehrter Herr Müller,





ich bitte Sie um Veröffentlichung nachstehenden Beitrages. Vielen Dank.





Mit freundlichen Grüßen











„Sorge nach Kampfhunde-Urteil“ vom 5. Juli 2002


Besorgtsein heucheln und Scheinsicherheit als Sicherheit suggerieren, hilft niemanden








Für alle, die sich ernsthaft mit der sog. Kampfhunde-Problematik auseinandersetzten oder betroffene Hundehalter waren, musste bis jetzt der Eindruck entstehen, dass es in Deutschland nur noch abhängige Justizbehörden gibt und Gleiches gilt für einen großen Teil der Medien. Viele gaben schon die Hoffnung auf, dass irgendwann noch ein Urteil gefällt wird, von Vernunft und Verantwortung geprägt. Ein zweites Mal dürfen wir dieses durch die Richter des Bundesverwaltungsgerichtes erleben. Dort kommt man offensichtlich vor dem Fällen eines Urteils seiner Informationspflicht nach im Gegensatz zu vielen anderen Justizbehörden, Politikern und leider auch Medien.


Die Hunderassenlisten sind frei erfunden von einem ehemaligen Polizeibeamten. Dieser war so „qualifiziert“, dass er sogar den Bandog listen wollte. Bandog ist die Bezeichnung für an Ketten geschundenen Hunden aller Rassen und Mischungen in GB.


Die Hunderassenlisten kann kein einziger wirklicher Experte im In- und Ausland bestätigen.


Der Begriff Kampfhund wurde vorsätzlich aus populistischen Gründen missbraucht. Dieser Missbrauch wurde gesetzlich von MP Stoiber legalisiert.


Es gibt keine gefährlich geborenen Hunde oder gefährliche Hunde aufgrund Rassegehörigkeit.


Ein Hund reagiert lediglich auf das Verhalten der Menschen. Ein Hund kann nur das wiedergeben, was Menschen ihm vorher beibrachten.


Sämtliche Beißvorfälle sind ausschließlich auf menschliches Fehlverhalten zurückzuführen - direktes und indirektes Fehlverhalten. Opfer sind Menschen und Tiere gleichermaßen. Täter sind Menschen.


Wenn die Verantwortlichen des Kinderschutzbundes und Minister Bartels erneut der Bevölkerung suggerieren wollen, besorgt zu sein, weil dieses Urteil nicht bestätigt, dass Hunde gefährlich aufgrund ihrer Rassezugehörigkeit sind, dann muss man ihnen Scheinheiligkeit und Verantwortungslosigkeit vorwerfen.


Die Hunde waren und sind lediglich bequeme Sündenböcke für die jahrelangen Versäumnisse und politischen Fehlentscheidungen. An wirklichem Schutz, an Information und Aufklärung der Bevölkerung ist man bis heute nicht interessiert. Mit den Rassenlisten gaukelt man lediglich eine Scheinsicherheit vor, die niemanden schützen kann. Die Beißvorfälle sind nicht zurückgegangen, da man bei den Opfern ansetzte.


Nicht zu vergessen auch die vielen enteigneten, zwangsinhaftierten und die vielen gemordeten Hunde, selbst vor den Augen der Kinder wurden ihre Hunde gemordet. Viele Kinder, die ihren treuesten Gefährten, ihren Familienhund verloren, wurden schwere psychische und nie wieder gut zu machende Schäden zugefügt. Das interessiert weder den Kinderschutzbund noch die Politiker oder Medien, ebenso wenig wie die Anst, Qual und der Tod der Hunde.








Dieser Leserbrief ist heute gerade erschienen, natürlich nach Anmahnen.


